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(2) Die Mitglieder der Taucherkommission haben
— ihre Aufgaben und Befugnisse auf der Grundlage dieser 

Anordnung gewissenhaft wahrzunehmen,
— sich die für ihre Tätigkeit in der Taucherkommission er

forderlichen Kenntnisse anzueignen und an den dafür vor
gesehenen Qualifizierungsmaßnahmen teilzunehmen,

— Wachsamkeit zu üben und die ihnen im Zusammenhang 
mit ihrer Tätigkeit als Mitglied der Taucherkommission 
zur Kenntnis gelangenden Staats- und Dienstgeheimnisse 
zu wahren und

— gegenüber ihrem staatlichen Leiter bzw. Vorgesetzten auf 
Verlangen Rechenschaft über die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben in der Taucherkommission abzulegen.

§9
Freistellung von der Arbeit,

V ersicherungsschutz
(1) Den Mitgliedern der Taucherkommission dürfen durch 

die Wahrnehmung ihrer Tätigkeit keine beruflichen oder 
sonstigen persönlichen Nachteile entstehen. Soweit die Aus
übung dieser Tätigkeit außerhalb der Arbeitszeit nicht mög
lich ist, kann auf Ersuchen des Vorsitzenden der Taucherkom
mission eine Freistellung von der Arbeit für die Mitglieder 
der Taucherkommission gemäß § 182 Abs. 1 des Arbeitsgesetz
buches* der Deutschen Demokratischen Republik vom 16. Juni 
1977 (GBl. I Nr. 18 S. 185) erfolgen.

(2) Die Mitglieder der Taucherkommission sind bei Unfäl
len in Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit entsprechend 
den geltenden Rechtsvorschriften versichert.

(3) Aufwendungen, die den Mitgliedern der Taucherkom
mission bei der Ausübung ihrer Tätigkeit entstehen, werden 
durch das Seefahrtsamt auf der Grundlage der dafür gelten
den Rechtsvorschriften erstattet.

§10
Aufgaben des Medizinischen Dienstes 

des Verkehrswesens der DDR
Der Medizinische Dienst des Verkehrswesens der DDR 

(nachfolgend MDV genannt) nimmt die medizinische Betreu
ung der Taucher — mit Ausnahme der Tauchsportler — wahr. 
Dabei obliegen ihm insbesondere folgende Aufgaben:
1. arbeitsmedizinische Tauglichkeits- und Überwachungs

untersuchungen der Taucher auf der Grundlage der dafür 
geltenden Tauglichkeitsvorschriften;

2. Anleitung und Kontrolle der Taucherbetriebe zur Durch
setzung der arbeitsmedizinischen und arbeitshygienischen 
Grundsätze und Vorschriften;

3. medizinische Absicherung von Tauchereinsätzen;
4. Aus- und Weiterbildung sowie Bestätigung von Taucher

ärzten ;
5. Durchführung von Aufgaben zur Gewährleistung des Tau

cherrettungssystems.

3. A b s c h n i t t
Zulassung und Registrierung 

von Taucherbetrieben und Ausrüstungsgegenständen

§11
Zulassung als Taucherbetrieb

(1) Die Zulassung von Betrieben und Einrichtungen als 
Taucherbetrieb kann erfolgen, wenn die personellen und ma
teriell-technischen Voraussetzungen zur Durchführung von 
Tauchereinsätzen gegeben sind.

(2) Die Zulassung wird vom Seefahrtsamt auf schriftlichen 
Antrag erteilt und kann mit Auflagen verbunden werden. Sie. 
kann entzogen werden, wenn die Voraussetzungen, die zur 
Erteilung geführt haben, fortgefallen sind.

(3) Die Voraussetzungen und das Verfahren der Zulassung 
werden vom Direktor des Seefahrtsamtes festgelegt.

§12
Register der Taucherbetriebe

(1) Taucherbetriebe sind in das vom Seefahrtsamt zu füh
rende Register der Taucherbetriebe einzutragen. Die Eintra
gung erfolgt mit der Erteilung der Zulassung.

(2) Das Register hat insbesondere folgende Angaben zu 
enthalten:
— Name und Sitz des Taucherbetriebes,
— Anzahl der Tauchereinsatzleiter, Taucher, Signalleute und 

Berechtigten zum Bedienen von Dekompressionskammem,
— Art und Anzahl der Tauchergeräte und Drudekammer

technik.
(3) Die Leiter der Taucherbetriebe sind verpflichtet, ein

getretene Veränderungen der im Register eingetragenen An
gaben dem Seefahrtsamt unverzüglich zu melden.

(4) Die Eintragung im Register ist zu streichen, wenn die 
Zulassung entzogen wurde.

§13
Zulassung von Ausrüstungsgegenständen

(1) Ausrüstungsgegenstände gemäß Anlage 1, die bei Tau
chereinsätzen bzw. im Tauchsport verwendet werden bzw. 
verwendet werden sollen, bedürfen der Typ-Zulassung durch 
das Seefahrtsamt bzw. den Zentralvorstand der GST.

(2) Die Typ-Zulassung für Ausrüstungsgegenstände, die 
von Taucherbetrieben verwendet werden, ist bei DDR-Er- 
zeugnissen vom Herstellerbetrieb und bei Importerzeugnissen 
vom Taucherbetrieb schriftlich zu beantragen. Die Vorausset
zungen und das Verfahren der Typ-Zulassung werden vom 
Direktor des Seefahrtsamtes festgelegt. Die Zulassung kann 
mit Auflagen verbunden werden. Sie kann entzogen werden, 
wenn die Voraussetzungen, die zur Erteilung geführt haben, 
fortgefallen sind.

(3) Der Direktor des Seefahrtsamtes kann entsprechend der 
technischen Entwicklung für weitere Ausrüstungsgegenstände 
die Zulassungspflicht festlegen.

(4) Bei der Typ-Zulassung von Ausrüstungsgegenständen, 
die im Tauchsport verwendet werden bzw. verwendet werden 
sollen, sind die Bestimmungen gemäß Abs. 2 entsprechend an
zuwenden.

§14
Registrierung und Aufbewahrung 

von Ausrüstungsgegenständen
(1) Ausrüstungsgegenstände gemäß Anlage 2 Abschnitt I 

sind von den Taucherbetrieben in einem Ausrüstungsregister 
zu erfassen. Form und Inhalt des Registers haben dem Muster 
gemäß Anlage 2 Abschnitt II zu entsprechen.

(2) Der Direktor des Seefahrtsamtes kann entsprechend der 
technischen Entwicklung die Erfassung weiterer Ausrüstungs
gegenstände im Ausrüstungsregister gemäß Abs. 1 festlegen.

(3) Die Ausrüstungsgegenstände gemäß Anlage 2 sind vom 
Taucherbetrieb mit einer Kenn-Nummer, die sich aus der Zu
lassungs-Nummer des Taucherbetriebes und der. laufenden 
Nummer im Ausrüstungsregister — Teil A — zusammensetzt, 
dauerhaft zu kennzeichnen.

(4) Betriebe und Einrichtungen, die im Besitz von Ausrü
stungsgegenständen gemäß Anlage 2 Abschnitt I sind, haben 
diese verschlußsicher zu verwahren. Die zeitweilige Aufbe
wahrung der Ausrüstungsgegenstände, z. B. auf Tauchersta
tionen, auf Baustellen und in Instandsetzungsbetrieben, hat 
so zu erfolgen, daß ein Verlust, eine unbefugte Benutzung 
oder eine mißbräuchliche Verwendung ausgeschlossen ist.

(5) Die Registrierung, Aufbewahrung, Ausgabe und Kon
trolle der im Tauchsport innerhalb der GST verwendeten 
Ausrüstungsgegenstände gemäß Anlage 2 Abschnitt I hat ge-


